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ÖFFENTLICHE AUSSCHREIBUNG 
des Wirtschaftsbetriebs Hagen (WBH)   -Anstalt des öffentlichen 

Rechts der Stadt Hagen 
 

 

Kanalerneuerung „Am Ischelandteich“. 
 

Die Hauptpositionen umfassen etwa folgende Leistungen: 
Aushub:   ca. 1.000m³ 
Verbau:    ca. 1.200m² 
PE-Rohre:     48m  DA 450 PE, 62m  DA 560 PE, 72m  DA 710 PE 
Schächte:    3 St. Betonschächte, 1 St. Stahlbetonfertigteilschacht 
Straßenbau: ca. 400m² Asphaltbeton 
 

Die Kanalbauarbeiten sind voraussichtlich in der Zeit von Anfang März 
2017 bis Mai 2017 auszuführen. 
 

Die Zuschlags- und Bindefrist läuft am 24.02.2017 ab. 
 

Die Arbeiten werden nur an Bewerber vergeben, die die erforderliche 
Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit nachweisen können. 
Der Nachweis wird vor einer evtl. Auftragserteilung gefordert. 
Erklärungen nach der RVO zum Tariftreue- und Vergabegesetz NRW 
sind erforderlich. 
 

Als Sicherheit für die Gewährleistung werden 3% der Abrechnungs-
summe einbehalten. Der Auftragnehmer kann stattdessen eine 
Bürgschaft eines in der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen 
Kreditinstitutes oder Kreditversicherers stellen. 
 

Die Ausschreibungsunterlagen können vom Vergabemarktplatz der 
Metropole Ruhr unter 
 

http://www.vergabe.metropoleruhr.de  
 

heruntergeladen werden. 
 

Die Angebote müssen bis zum Eröffnungstermin bei der Stadt Hagen, 
Vergabestelle Bauprojekte eingehen. 
Eröffnungstermin: 

Mittwoch, 25.01.2017,  10:30 Uhr 
(Rathausstraße 11, 58095 Hagen, Vergabestelle Bauprojekte, Zimmer B.433) 

Zugelassen sind die Bieter und ihre Bevollmächtigten. 
 

Zahlungen erfolgen nach § 16 der Allgemeinen Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) und den Vertrags-
bedingungen des Wirtschaftsbetriebs Hagen. 
 

Nachprüfungsstelle: Vergabekammer bei der Bezirksregierung Münster, 
Albrecht-Thaer-Straße 9, 48147 Münster. 
 

Hagen, 28.11.2016 
  

■ 
 

AMTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

 

 

Fischer- und Jägerprüfungen im Jahre 2017 
Die Stadt Hagen als Untere Jagd- und Fischereibehörde führt die 
Fischer- und Jägerprüfungen im Jahre 2017 an folgenden Tagen durch:  
 

Fischerprüfungen  
 Frühjahrsprüfung:  21. und 22.02.2017,  

jeweils um 15.00 Uhr beginnend 
Letzter Anmeldetermin:  23.01.2017 

 

Herbstprüfung:       10., 11. und 12.10.2017, 
             jeweils um 15.00 Uhr beginnend 

Letzter Anmeldetermin: 11.09.2017 
Die Prüfungen finden jeweils im Vereinshaus des Sportfischerei-Vereins 
Hagen, Herdecke und Umgebung, Vorhaller Weg 2, 58313 Herdecke 
statt.  
Die Fischerprüfung wird in deutscher Sprache abgehalten. 
Erforderliche Unterlagen: Personalausweis, Jugendliche benötigen 
zusätzlich eine Einwilligungserklärung eines Erziehungsberechtigten. 
Prüfungsgebühr: 50,00€ 
 

Jägerprüfung  
Schriftliche Prüfung:  24.04.2017, 15.00 Uhr   beginnend 
Schießprüfung: 26.04.2017, 09.00 Uhr  beginnend 

Schießstätte Spielwigge, 58509 Lüdenscheid  
Mündlich-praktischer Teil:  02. und 03.05.2017 und falls erforderlich, 

09. und 10.05.2017 
jeweils 9.00 und 14.00 Uhr beginnend  

Letzter Anmeldetermin:    23.02.2017 
Die Jägerprüfung wird in deutscher Sprache abgehalten. 
Erforderliche Unterlagen: Personalausweis, Jugendliche benötigen 
zusätzlich eine Einwilligungserklärung eines Erziehungsberechtigten. 
Gebühr:  250,00€ (Prüfungsgebühr 220,00€ zzgl.. 30,00€ Verwaltungs-
gebühr). 
 

Nachprüfung der Jägerprüfung 
Schießprüfung und 
mündlich-praktischer Teil 19.09.2017,und falls erforderlich 20.09.2017, 

9.00 Uhr 
beginnend mit der Schießprüfung  
Schießstätte Spielwigge, 58509 Lüdenscheid 
anschließend mündlich-praktischer Teil  

Letzter Anmeldetermin: 18.07.2017  
Gebühr pro Nachprüfungseinheit: 80,00€  
zzgl. Verwaltungsgebühr 30,00€  
 
Anträge auf Zulassung zur Fischer- oder Jägerprüfung sind bei der 
Stadt Hagen, Umweltamt, Untere Jagd- und Fischereibehörde, 
Rathausstraße 11, 58095 Hagen, Zimmer C.1017 oder in einem 
Bürgeramt unter Vorlage der o.a. Unterlagen zu stellen.  
 

Hagen, 12.12.2016   Stadt Hagen, Untere Jagd- und Fischereibehörde 
                                        Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 

 

■ 
 
 
Gemäß § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der 
Ordnungsbehörden -Ordnungsbehördengesetz (OBG) -in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528 / SGV 
2060) in Verbindung mit § 35 Satz 2 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. 
S. 602 / SGV. NRW. 2010) erlässt die Stadt Hagen folgende 
 

Allgemeinverfügung 
Für den Zeitraum von Freitag, den 23.12.2016, 18.00 Uhr bis 
Samstag, den 24.12.2016, 03.00 Uhr ordnet die Stadt Hagen 
folgendes an: 
 

1. Mitführungs- und Benutzungsverbot von Glasgetränk-behältnissen: 
Für den o. g. Zeitraum ist das Mitführen und die Benutzung von 
Glasgetränkbehältnissen in dem unter Ziffer 2. definierten Bereich 
außerhalb von geschlossenen Räumen untersagt. 
Ausgenommen von diesem Verbot ist das Mitführen von 
Glasgetränkbehältnissen durch Personen, welche diese offensichtlich 
und ausschließlich zur unmittelbaren Mitnahme zur häuslichen 
Verwendung erworben haben.  

 

2. Räumlicher Geltungsbereich  
Der räumliche Geltungsbereich der Allgemeinverfügung kann dem 
anliegenden Lageplan entnommen werden, er umfasst textlich 
folgende Bereiche: 
- Elberfelder Straße zwischen Hohenzollern- und Marienstraße 
- Friedrich Ebert-Platz von Sparkassen-Karree bis Rathausstraße 
- Mittelstraße von Einmündung Rathausstraße bis Marienstraße 
- Hohenzollernstraße 

 

3. Androhung von Zwangsmitteln 
Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen diese Verfügung wird in 
den Fällen unter Ziffer 1. der unmittelbare Zwang in Form der 
Wegnahme der mitgeführten Glasbehältnisse angedroht 

 

4. Anordnung der sofortigen Vollziehung  
Aus Gründen des öffentlichen Interesses wird gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) die sofortige 
Vollziehung dieser Verfügung angeordnet, mit der Folge, dass eine 
evtl. eingelegte Klage keine aufschiebende Wirkung hat.  

 

5. Bekanntgabe  
Diese Verfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit 

dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekanntgegeben.  
 

Begründung zu 1.  
Aufgrund der Erfahrungen aus den Jahren vor der Veranstaltung „Blau 
unter’m Baum“ findet am Abend des 23.12.2016 ein nicht organisiertes 
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Treffen von Jugendlichen und jungen Erwachsenen in der Hagener 
Fußgängerzone statt. Diese Ansammlung von Menschen läuft zum 
einen zeitlich parallel zum Abbau der Fahrgeschäfte des Hagener 
Weihnachtsmarktes und zum letzten Abend des Ausschanks 
alkoholischer Getränke auf dem Weihnachtsmarkt.  
Es ist zu erwarten, dass sich bis zu 2.500 Personen zeitgleich dort 
aufhalten. Aufgrund der zahlreich mitgeführten Glasbehältnisse und der 
unsachgemäßen Entsorgung von Glasgetränkbehältnissen ist es in den 
vergangenen Jahren zu ganz erheblichen Glasbruch gekommen. 
Aufgrund dieser unsachgemäßen Entsorgung ist es zu Personen- und 
Sachschäden gekommen. Zudem steigert sich durch den vermehrten 
Alkoholgenuss erfahrungsgemäß die Gewaltbereitschaft der 
Besucher/innen, mit der Folge möglicher, erheblicher Verletzungen bei 
den Betroffenen. 
Um diesen Gefahren zu begegnen wird das o. g. Mitführungs- und 
Benutzungsverbot erlassen.  
Rechtsgrundlage für die getroffenen Anordnungen ist § 14 Abs. 1 des 
Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden – 
Ordnungsbehördengesetz (OBG) – 13.05.1980 (GV.NW.S. 258). 
Danach können die Ordnungsbehörden die notwendigen Maßnahmen 
treffen, um eine im Einzelfall bestehende Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung abzuwehren. 
 

Durch das Verbot soll sichergestellt werden, dass keine 
Glasbehältnisse zum Verzehr in den markierten Bereich gelangen. Das 
Verbot ist geeignet, die oben aufgezeigten Gefahren von Glas und 
Glasbruch in einem stark besuchten Bereich abzuwehren. Das Verbot 
ist zudem erforderlich, da kein milderes Mittel erkennbar ist. 
 

Zwar stellt der Verzicht auf das Mitführen von Glas eine Einschränkung 
dar, die jedoch durch den Einsatz alternativer Materialien minimiert 
werden kann. Diese Einschränkung ist im Verhältnis zur aufgezeigten 
Gefahrenlage für den angeordneten Zeitraum zumutbar und vertretbar. 
Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass das Getränkeangebot 
in diesen Behältnissen in den letzten Jahren beträchtlich zugenommen 
hat. Aus ordnungsbehördlicher Sicht kann der o. g. Gefahr nur durch 
einen grundsätzlichen Verzicht auf Glasbehältnisse begegnet werden. 
 

Aus den v. g. Gründen ist daher die Untersagung des Mitführens und 
der Benutzung von Glasgetränkbehältnissen im beschriebenen Umfang 
geeignet, erforderlich und im Hinblick auf die Gefahrenlage auch als 
angemessen anzusehen. 
 

Von dem Verbot sind diejenigen Personen auszunehmen, die 
Glasbehältnisse offensichtlich und ausschließlich zum häuslichen 
Gebrauch mitführen. Hierdurch kann zwar nicht gänzlich 
ausgeschlossen werden, dass z.B. infolge wahrheitswidriger Angaben 
zum häuslichen Gebrauch dennoch unbefugterweise Glasbehältnisse 
zum dortigen Verbrauch in das Verbotsgebiet gelangen, es ist jedoch 
zu erwarten, dass der Gebrauch von Glas eine hinreichende 
Beschränkung erfährt, die ausreicht, den abzuwehrenden Gefahren 
wirksam zu begegnen. 
Ebenfalls ausgenommen sind die Betreiber und die Besucher/innen der 
Gastronomiebetriebe des Hagener Weihnachtsmarktes. Zum einen 
sollen hier die wirtschaftlichen Interessen der einzelnen Betreiber 
berücksichtigt werden, zum anderen ist aufgrund der ausgesprochenen 
Pfandgebühr für die ausgegebenen Becher nicht mit nennenswertem 
Glasbruch zu rechnen. 
 

Begründung zu 3: 
Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der Grundlage der §§ 55, 
59, 60 und 63 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen – VwVfG NRW – in der zurzeit gültigen Fassung. 
Als Zwangsmittel kommen gem. § 57 VwVG NRW Ersatzvornahme, 
Zwangsgeld und unmittelbarer Zwang in Betracht. 
 

Bei Verstößen gegen das unter Ziffer 1. verfügte Mitführungsverbot wird 
auf der Grundlage des § 62 VwVG NRW das Zwangsmittel des 
unmittelbaren Zwanges angedroht. 
 

Gem.- § 58 Abs. 3 VwVG NRW darf der unmittelbare Zwang nur 
angewendet werden, wenn andere Zwangsmittel nicht zum Ziel führen 
oder untunlich sind. Dies ist vorliegend der Fall. Zweck des 
Mitführungsverbotes ist es, den definierten Bereich der Hagener 
Innenstadt von Glasgefäßen frei zu halten, um die in der Begründung 
beschriebenen Gefahren zu vermeiden. Vor diesem Hintergrund muss 
ein Zwangsmittel angedroht werden, dass zum sofortigen Erfolg führt. 

Durch ein anderes Zwangsmittel kann nicht wirksam verhindert werden, 
dass Glas in den Verbotsbereich gelangt und dort benutzt wird. Insofern 
ist die Anwendung des unmittelbaren Zwanges auch verhältnismäßig. 
 

Begründung zu 4.  
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt auf der Grundlage des 
§ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO. Sie ist zum Schutze der Allgemeinheit 
notwendig, da nur so sichergestellt werden kann, dass die getroffene 
Anordnung unmittelbar vollziehbar ist.  
 

Die Gefahren für so bedeutende Individualschutzgüter wie Gesundheit, 
Leben und Eigentum unbeteiligter Personen sind so schwerwiegend, 
dass nicht erst der Abschluss eines verwaltungsgerichtlichen 
Verfahrens abgewartet werden kann. Demgegenüber muss das private 
Interesse an der allgemeinen Handlungsfreiheit zurückstehen.  
 

Bei vergleichbaren Veranstaltungen haben sich teilweise chaotische 
Zustände ergeben.  
 

Das Interesse der Allgemeinheit an der sofortigen Vollziehung der 
Anordnung und damit der Verhinderung von Gefahren für die 
körperliche Unversehrtheit überwiegt insoweit das eventuelle 
Aufschubinteresse der hiervon Betroffenen.  
 

Rechtsbehelfsbelehrung  
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle Klage beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstr. 1, 
59821 Arnsberg, eingereicht werden. Wird die Klage schriftlich erhoben, 
sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden. Sollte die Frist durch das 
Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden, so 
würde dessen Verschulden Ihnen angerechnet werden.  
 

Hagen, 19.11.2016      Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

■ 
 

AMTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

 

 

Verschiebung der Abfuhr von Restmüll, Altpapier und Wertstoffen  
sowie der Abholung der Gelben Säcke 
 

Wegen des Feiertages am 26. Dezember 2016 (2. Weihnachtstag) 
verschieben sich die Restmüllabfuhr, die Leerung der Altpapier- und 
Wertstofftonnen und die Abholung der Gelben Säcke wie folgt: 
 

von Montag,  26. Dezember     auf  Dienstag,  27. Dezember, 
 

von Dienstag, 27. Dezember    auf  Mittwoch,  28. Dezember, 
 

von Mittwoch, 28. Dezember    auf   Donnerstag, 29. Dezember, 
 

von Donnerstag, 29. Dezember  auf  Freitag, 30. Dezember, 
 

von Freitag,  30. Dezember    auf   Samstag,  31. Dezember 2016. 
 

Hagen, 15.12.2016      Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

■ 
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Verwaltung schließt „zwischen den Jahren“ 
Die Hagener Stadtverwaltung bleibt „zwischen den Jahren“ vom 27. bis 
einschließlich 30. Dezember 2016 geschlossen. Wer eine 
Dienstleistung der Stadt Hagen benötigt oder in Anspruch nehmen 
möchte, wird daher gebeten, den Behördengang möglichst schon vor 
Weihnachten zu erledigen oder für das neue Jahr einzuplanen. Ab 
Montag, 2. Januar 2017, stehen alle Dienstleistungen der 
Stadtverwaltung wieder im gewohnten Umfang zur Verfügung.  
 

Durch die Schließung werden Einsparmöglichkeiten im Bereich der 
Energie- und Personalkosten realisiert, da die Rathäuser I und II sowie 
weitere Außenstellen bis auf einzelne Ausnahmen nicht beheizt werden 
müssen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung müssen 
zwischen den Feiertagen Urlaub bzw. Gleitzeitguthaben abbauen, 
welches die bilanziell vorzunehmenden Rückstellungen verringert.  
 

Am 27. und 28. Dezember sind die Annahme von Sterbefallanzeigen 
und die Erteilung von vorläufigen Bestattungsgenehmigungen jeweils 
von 8 bis 11 Uhr in den Räumlichkeiten des Standesamtes (Rathaus I 
(Bauteil B), Rathausstraße 11, 58095 Hagen) möglich. Darüber hinaus 
hält die Stadt Hagen unter der Telefonnummer 02331/207-2200 für den 
Aufgabenbereich „Bürgeramt“ (fehlende Reisedokumente) in 
dringenden Fällen eine Rufbereitschaft vor, die am 27., 28. und 29. 
Dezember jeweils von 11 bis 13 Uhr erreichbar ist.  
 

Der Telefonservice „hagen direkt“ (02331/207-5000) ist nicht besetzt. 
Über eine Bandansage wird aber auf die bestehenden Not- und 
Rufbereitschaftsdienste hingewiesen. Die Stadtbücherei auf der 
Springe und die Stadtteilbüchereien sowie das Tierheim haben 
zwischen den Feiertagen ebenfalls geschlossen. Die bereits 
bestehenden Rufbereitschaftsdienste der Stadtverwaltung Hagen sind 
in gewohnter Form an allen Tagen sichergestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Geschwindigkeitsüberwachungen im Hagener Stadtgebiet 
Auch in der Zeit vom 19. bis 23. Dezember finden im Hagener 
Stadtgebiet wieder kommunale Geschwindigkeitsüberwachungen an 
Gefahrenstellen, Unfallschwerpunkten und in schutzwürdigen Zonen 
statt. Geschwindigkeitskontrollen sind eine präventive Maßnahme, um 
mehr Sicherheit im Straßenverkehr zu erreichen. Die Überschreitung 
der zulässigen Höchstgeschwindigkeit ist weiterhin Unfallursache 
Nummer Eins. Die regelmäßige Überwachung gilt vor allem dem Schutz 
der schwächeren Verkehrsteilnehmer wie Fußgänger oder Radfahrer. 
Jeder Messpunkt wird weiterhin im Benehmen mit der Polizei 
festgelegt. Die Messstellen der kommenden Tage sind: 
19.12.2016 

Boeler Straße 
Gotenweg 
Im Weinhof 
Karl-Ernst-Osthaus-Straße 

20.12.2016 
Holthauser Straße 
Elseyer Straße 
Alleestraße 
Cunostraße 

21.12.2016 
Eppenhauser Straße 
Haßleyer Straße 
Am Berge 
Hasselbach 

22.12.2016 
Auf dem Lölfert 
Jahnstraße 
Heinrichstraße 
Haldener Straße 

23.12.2016 
Hochstraße 
Rembergstraße 
Wiesenstraße 
Ergster Weg 

Darüber hinaus muss im gesamten Stadtgebiet mit weiteren Kontrollen 
durch das Ordnungsamt gerechnet werden.  
Die stationären Geschwindigkeitsüberwachungsanlagen, sowie die 
möglichen mobilen Messplätze sind auch im Stadtplan auf hagen.de 
einzusehen. 
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